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Klimawandel und Gesundheit

Am 24. Januar 2025 fand an der Juristischen Fakultät der Uni-
versität Augsburg eine interdisziplinäre Tagung zu den gesund-
heitlichen Folgen des Klimawandels statt. Eingeladen hatten
Herr Prof. Dr. iur. Josef Franz Lindner, Geschäftsführender Di-
rektor des Instituts für Bio-, Gesundheits- und Medizinrecht
(IBGM) und Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht,
Medizinrecht und Rechtsphilosophie sowie Frau Prof. Dr. iur.
Sina Fontana, MLE., Direktorin des IBGM, Mitglied des Zen-
trums für Klimaresilienz (ZfK) und Inhaberin des Lehrstuhls für
Öffentliches Recht und Krisenresilienz. Der folgende Bericht
fasst die Vorträge der Tagung zusammen.

Schlagworte: Klimawandel, physische Gesundheit, psychische
Gesundheit, One-Health-Ansatz, obergerichtliche Rechtspre-
chung, Recht auf eine gesunde Umwelt, Urbane Klimaresilienz

A. Gesundheitsrisiken durch Klimawandel – ein
Überblick

In ihrem die Tagung einleitenden Vortrag beleuchtete Frau PD
Dr. rer. biol. hum. Stefanie Gilles vom Fachbereich Umwelt-Im-
munologie der Medizinischen Fakultät der Universität Augs-
burg allgemeine Gesundheitsrisiken durch den Klimawandel.
Nach einer klimatologischen Bestandsaufnahme wandte sich die
Referentin den Auswirkungen von Hitze auf die menschliche
Gesundheit zu. Besonders schädlich wirke sich Hitze auf das
Herz-Kreislauf-System aus, was sich z.B. in Kreislaufproblemen
oder erhöhtem Herzinfarktrisiko niederschlage. Weitere mögli-
che Hitzefolgen seien Entzündungen, Gefäßschädigungen,
Schlaganfälle, Konzentrationsprobleme, Kopfschmerz, Schwin-
del, Muskelkrämpfe sowie ein erhöhtes Risiko von Fehlgebur-
ten und plötzlichem Kindstod. Besonders nächtliche Hitze be-
günstige das Schlaganfallrisiko, wie eine Augsburger Studie
zeige.

Anschließend stellte Gilles das Phänomen des sogenannten
Gewitterasthmas vor. Man vermute, dass bei Gewittern Pollen-
partikel aufplatzten und sogenannte Subpollenpartikel freige-
setzt würden, die bis in die kleinen Verästelungen der Bronchien
eindringen könnten. Durch gewitterbedingte Konvektions-
ströme erhöhe sich zudem die Konzentration der Subpollenpar-
tikel in der Luft. Gewitterasthma-Fälle nähmen zu, da infolge
des Klimawandels extreme Gewitter häufiger und stärker wür-
den. Im Rahmen einer Augsburger Studie habe man an einzel-
nen Orten Bayerns (z.B. Oberstdorf, Augsburg, Nürnberg) eine
Häufung von Asthmanotfällen im Zusammenhang mit Gewit-
ter-Wetterlagen festgestellt.

Zuletzt stellte die Referentin die durch den Klimawandel be-
günstigte Verbreitung vektorübertragener Krankheiten wie
Lyme-Borreliose und Zika-Virus heraus, da sich aufgrund zu-
nehmender Temperaturen Zecken (Borrelioseüberträger) stark
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vermehren und Asiatische Tigermücken (Zikavirusüberträger)
in Teilen Deutschlands stabil etablieren könnten. In der an-
schließenden Diskussion betonte Gilles die prinzipielle, wenn-
gleich beschränkte Anpassungsfähigkeit des menschlichen Kör-
pers an veränderte klimatische Bedingungen. Weiterhin begegne
man den Gesundheitsfolgen des Klimawandels durch technische
Entwicklungen wie Warn-Apps.

B. Klimawandel und Psyche

Klimawandel sei viel mehr als Hitze und Überschwemmung; er
mache etwas mit uns Menschen – mit diesem Eingangsstatement
legte Herr Prof. Dr. med. Alkomiet Hasan, Inhaber des Lehr-
stuhls für Psychiatrie und Psychotherapie an der Universität
Augsburg, Leiter der Klinik für Psychiatrie, Psychotherapie und
Psychosomatik ebenda und Direktor des Bezirkskrankenhauses
Augsburgs, den Grundstein für seinen Vortrag. Kein Klimafak-
tor habe nach aktuellen Daten einen größeren Einfluss auf die
Entwicklung psychischer Erkrankungen als Hitze – so würden
beispielsweise heiße Nächte die Wahrscheinlichkeit erhöhen, an
Demenz zu erkranken. Flutereignisse könnten wiederum zu
Posttraumatischen Belastungsstörungen führen.

Besonders groß sei die Angst vor Klimaveränderungen (cli-
mate anxiety) einer Studie zufolge in weniger entwickelten Län-
dern. Es müsse jedoch stets zwischen direkten und indirekten Ef-
fekten des Klimawandels differenziert werden. Aus den direkten
Folgen wie Hitze, Flut oder Trockenheit ergäben sich die indi-
rekten Effekte wie eine Zunahme der erzwungenen Migration,
Hunger oder Mangelernährung. Als „intersektionale Effekte“
könne das Zusammenwirken der direkten und indirekten Fol-
gen bezeichnet werden (etwa soziale Ungleichheit, soziale Isolie-
rung und Diskriminierung), woraus letztlich psychische Erkran-
kungen resultieren könnten.

Diese direkten und indirekten Effekte demonstrierte Hasan
anhand des folgenden Beispiels: Durch die zunehmende Hitze
gehe die Nahrungsmittelproduktion in den Ländern des Globa-
len Südens zurück, weswegen die erzwungene Migration aus
diesen Ländern zunehme. Wer aus diesem Grunde migriere,
treffe in Flüchtlingsheimen häufig schlechte Bedingungen an, sei
sozial isoliert und habe das Gefühl fehlender Zugehörigkeit.
Dies begünstige wiederum die Entwicklung einer psychischen
Erkrankung. Studien zufolge leide ein Drittel der Menschen, die
aus zwingenden Gründen migrieren mussten, unter Posttrauma-
tischen Belastungsstörungen oder Depressionen, aber immer
mehr auch an Suchterkrankungen.

In der anschließenden Diskussion prognostizierte der Referent
einen massiven Anstieg umweltbedingter Demenzfälle in den
nächsten zehn Jahren, auf den die Gesundheitsversorgung in
Deutschland nur schlecht vorbereitet sei.
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C. Der One-Health-Ansatz

Das zweite Panel einleitend erklärte Herr Prof. Dr. med. vet.
Fabian Leendertz, Professor für One Health an der Universität
Greifswald und Gründungsdirektor des Helmholtz-Instituts für
One Health in Greifswald, dass es sich bei One Health nach der
Definition des One Health High Level Expert Panels (OHHLEP)
um einen integrierten, vereinheitlichenden Ansatz handele, der
die enge Verbundenheit und Abhängigkeit zwischen der Ge-
sundheit von Mensch, Tier und Umwelt anerkenne.

In seiner Forschung nutze er diesen, um Zoonosen und anti-
mikrobielle Resistenzen besser zu verstehen. Beispielsweise
könne Tollwut durch Impfung von Tieren und Populations-
kontrolle wirksamer bekämpft werden als durch Impfung von
Menschen.

Konkret untersuche Leendertz die Beziehung von Mensch,
Tier und Umwelt anhand von Menschenaffen, v.a. Schimpan-
sen, in Westafrika. Diese würden beobachtet und Proben von ih-
rem Kot und Urin sowie übrig gelassenem Essen analysiert.
Auch würden in einem westafrikanischen Netzwerk die Todes-
ursachen von Wildtieren untersucht. Zusätzlich werde durch
nicht-invasive Methoden mit den Communities, die von der
Jagd lebten, gearbeitet, etwa indem Fliegen auf regionalen
Märkten gefangen und deren DNA analysiert werde. Ferner
gebe es eine klinische Surveillance in den Regionen. Erkennt-
nisse daraus seien, dass nicht nur Erreger von Tieren auf Men-
schen übertragen, sondern auch umgekehrt Erreger von Men-
schen auf Menschenaffen übertragen würden. Außerdem gebe
es regelmäßig neue Erreger.

Auch Mecklenburg-Vorpommern sei eine interessante Gegend
für die Erforschung des One-Health-Ansatzes, da dort viel ge-
jagt werde und es zu häufigen Mensch-Tier-Kontakten und star-
ken Umweltveränderungen komme. Als Ausblick regte der Re-
ferent an, „Wetterstationen für One Health“ zu errichten, um
ein umfassendes Monitoring zu etablieren und Forschende wei-
terzubilden.

In der darauffolgenden Diskussion wurde überlegt, inwiefern
sich die Erkenntnisse aus den einzelnen Forschungsregionen auf
andere Gegenden übertragen ließen. Außerdem wurde disku-
tiert, inwieweit die WHO einen One-Health-Ansatz verfolgt.
Zuletzt wurde thematisiert, ob der One-Health-Ansatz trotz sei-
ner integrativen Ausrichtung anthropozentrisch sei.

D. Der Konnex von Klimawandel und Gesundheit in
der Rechtsprechung von BVerfG und EGMR

In ihrem Vortrag beleuchtete Frau Prof. Dr. iur. Andrea Kieß-
ling, Inhaberin des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, Sozial-
und Gesundheitsrecht und Migrationsrecht an der Goethe-Uni-
versität Frankfurt am Main, wie das BVerfG und der EGMR den
Konnex von Klimawandel und Gesundheit in ihrer jeweiligen
Rechtsprechung abbilden.

Bislang erfassten die Gerichte den Konnex von Umwelt und
Gesundheit v.a. über die Schutzpflichtdimension des Rechts auf
Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 II 1 GG) bzw. über
das Recht auf Achtung des Privatlebens (Art. 8 EMRK). Dies sei
eine „Vergesundheitlichung des Umweltschutzes“.
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Der EGMR habe diesen Ansatz in dem „Klimasenorinnen“-
Urteil (2024) auf den Konnex von Klimawandel und Gesundheit
übertragen. Das Recht aus Art. 8 EMRK, vor schwerwiegenden
nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels auf die Gesund-
heit geschützt zu werden, sei durch die unzureichende schweize-
rische Gesetzgebung verletzt worden. Hingegen habe das
BVerfG in seinem „Klimabeschluss“ (2021) ein neues Modell
gewählt und im Kern eine Verletzung der Freiheit durch eine ein-
griffsähnliche Vorwirkung festgestellt, die wegen der unverhält-
nismäßigen Verteilung der Belastung durch Klimaschutzmaß-
nahmen über die Zeit nicht gerechtfertigt sei. Zentrales Ergebnis
sei, dass der EGMR eine „Vergesundheitlichung des Klima-
schutzes“ betreibe, wohingegen das BVerfG eine neue ökologi-
sche Interpretation des GG, insbesondere des Art. 2 II 1 GG und
Art. 20a GG, vornehme. Möglicherweise nähere sich dies einem
Recht auf eine gesunde Umwelt an.

In der anschließenden Diskussion wurde erörtert, ob eine stär-
kere Ökologisierung des GG oder eine explizite Verankerung
des Klimaschutzes dort notwendig sei. Auch wurde diskutiert,
wie der Begriff der körperlichen Unversehrtheit i.S.d. Art. 2 II 1
GG auszulegen sei und wo Unterschiede zum Gesundheitsbe-
griff der EMRK und der WHO-Definition lägen. Zuletzt wurde
thematisiert, inwieweit der „Klimabeschluss“ des BVerfG für
einen One-Health-Ansatz fruchtbar gemacht werden könne.

E. Das Recht auf eine gesunde Umwelt

Das dritte Panel leitete Frau Prof. Dr. iur. Sina Fontana, MLE.,
Inhaberin des Lehrstuhls für Öffentliches Recht und Krisenresi-
lienz, Direktorin des IBGM und Mitglied des ZfK an der Univer-
sität Augsburg, mit einem Vortrag zu integrativen Ansätzen im
Umwelt- und Klimarecht sowie im internationalen Gesundheits-
recht ein.

Mittlerweile werde das Recht auf eine gesunde Umwelt als
universelles Menschenrecht anerkannt. Seine Grundlage finde es
in der UN-Resolution zum Recht auf eine saubere, gesunde und
nachhaltige Umwelt sowie implizit im UN-Sozialpakt. Proble-
matisch sei, dass das Recht nicht effektiv eingeklagt werden
könne. Es bleibe zu abstrakt. Zudem bilde es keine Grundlage
für eine internationale Zusammenarbeit. Relevanz entfalte das
Recht auch mit Blick auf die Klimamigration.

Im Bereich des Umwelt- und Klimarechts sei die Gesundheit
als Schutzgut anerkannt. Jedoch fehle es an konkreten Ver-
pflichtungen. Im globalen Gesundheitsrecht setze man nicht
schon bei den Umweltbedingungen, sondern erst bei konkret
drohenden Gefahren an. Ansätze zur Zusammenarbeit in den
Bereichen Klimawandel und Gesundheit würden vor allem bei
der Pandemiebekämpfung diskutiert, jedoch sei der One-
Health-Ansatz bislang nicht normativ verankert.

Festzuhalten bleibe, dass das Recht auf eine gesunde Umwelt
sowohl global als auch national unzureichend erfasst sei und
Regelungsbedarf bestehe. Es bedürfe insbesondere einer Auf-
nahme von Umweltbedingungen in das WHO-Recht.

In der anschließenden Diskussion wurde darauf hingewiesen,
dass der Mensch durch seinen Eingriff in die Natur die Übertra-
gung von Erregern und die Entstehung weiterer Gesundheitsge-




